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Satzung 

der 

2invest AG 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Die Gesellschaft führt die Firma 2invest AG. 

2. Sie hat ihren Sitz in Heidelberg. 

3. Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten, das Verwalten 
und die Veräußerung von Beteiligungen an Kapital- und 
Personengesellschaften, insbesondere - aber nicht ausschließlich - im 
Bereich der Biotechnologie-, Life Science- und IT Branche im In- und Ausland 
und für eine beliebige Zeitdauer. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle 
Geschäfte und Maßnahmen durchzuführen und zu übernehmen, die für 
diesen Zweck sinnvoll und dienlich sind. Die Gesellschaft ist weiterhin 
berechtigt, ihr eigenes Vermögen zu verwalten und alle Arten von 
Finanzgeschäften und Geschäften mit Finanzinstrumenten, für die eine 
Erlaubnis nach KWG nicht erforderlich ist, vorzunehmen. 

2. Gegenstand des Unternehmens ist ferner der Erwerb, die Verwertung, die 
Veräußerung und der Schutz von Technologien und geistigem Eigentum der 
Gesellschaft oder von Dritten, insbesondere in der Biotechnologie- Life 
Science- und IT-Branche, im In- und Ausland und für eine beliebige 
Zeitdauer. 

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Geschäftsführung oder Mitarbeiter von 
Unternehmen, an denen sie beteiligt ist, sowie von sonstigen Unternehmen, 
zu beraten (mit Ausnahme von Rechts- und Steuerberatung sowie der den 
Wirtschaftsprüfern vorbehaltenen Wirtschaftsberatung) und sonstige 
Dienstleistungen für diese zu erbringen. Die Gesellschaft kann ihren Betrieb 
ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgliedern. Sie kann ihren 
Unternehmensgegenstand unmittelbar oder mittelbar über Unternehmen, an 
denen sie beteiligt ist, wahrnehmen, sie kann sich auch auf die Verwaltung 
von Beteiligungen beschränken. 
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4. Die Gesellschaft ist außerdem berechtigt, Beteiligungen an operativ tätigen 
Unternehmen und sonstigen Unternehmen, aktiv zu halten und zu verwalte~, 
deren Geschäftsführung und/oder die Konzernleitung zu übernehmen sowie 
strategische Planungs- und Beratungsleistung_en zu erbringen, 
Finanzierungsaufgaben zu übernehmen und die Verwaltung von 
Finanzmitteln eines Konzerns zu übernehmen. 

5. Die Gesellschaft ist schließlich zu allen Geschäften und Maßnahmen 
berechtigt, die den Gegenstand des Unternehmens unmitt~lbar oder mittelbar 
zu fördern geeignet sind. Sie darf zu diesem Zweck auch 1m In-und Ausland 
Zweigniederlassungen errichten. 

§ 3 

Bekanntmachungen und Informationsübermittlungen 

1. Die Gesellschaft veröffentlicht ihre Bekanntmachungen im elektronischen Bundes­ 

anzeiger, soweit das Gesetz nicht etwas anderes bestimmt. 

2.. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktionären Informationen im Wege der Datenfern­ 

übertragung, insbesondere per elektronischer Medien zu übermitteln. 

§ 4 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals, Aktienurkunden 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 5.748.154,00. Es ist eingeteilt in 
5.748.154 Stückaktien. 

2. Die Form der Aktienurkunden bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats. Dasselbe gilt für SchuldverschreibLingen und deren Zins- und 

Erneuerungsscheine sowie für Gewinnanteilsscheine und deren 

Erneuerungsscheine. 

3. Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, so­ 

weit nicht eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse 

gelten, an der die Aktien zugelassen sind. Es können Sammelurkunden Ober Ak­ 
tien ausgestellt werden. 

4. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates, das Grundkapital der 

Gesellschaft bis einschließlich 4. Juli 2023 durch Ausgabe neuer auf den Namen 

lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmalig, 

insgesamt jedoch höchstens um bis zu Euro 25.561.278,00 zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2018). Das Bezugsrecht kann den Aktionären auch in der Weise eingeräumt 
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werden, dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 

tätigen Unternehmen oder einem sonstigen gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 

zugelassenen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Ak­ 

tionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand darf mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre aus­ 

schließen 

� soweit dies zur Vermeidung von Spitzenbeträgen erforderlich ist, 

� zur Gewährung von Aktien gegen Einbringung von Sacheinlagen, insbesondere 

Im Rahmen von Zusammenschlüssen mit Unternehmen, im Rahmen des Er­ 

werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligun­ 

gen oder im Rahmen des Erwerbs von Patenten oder anderen gewerblichen 

Schutzrechten oder Lizenzrechten oder einer einen Betrieb bildenden Gesamt­ 

heit von Wirtschaftsgütern, 

� soweit es zum Verwässerungsschutz erforderlich ist, um Inhabern von Wandel­ 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Wandeldarlehen oder Optionsschei­ 

nen, die von der Gesellschaft oder nachgeordneten Konzernunternehmen aus­ 

gegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in demjenigen 

Umfang zu gewähren, in dem den Inhabern nach Ausübung ihrer Wandlungs­ 

oder Optionsrechte oder Erfüllung einer Wandlungspflicht neue Aktien 

zustünden, oder 

� wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, 

für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 

Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und der 

Ausübung dieser Ermächtigung eingetragenen Grundkapitals nicht übersteigt und 

der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 

Ausgabepreises durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne von §§ 203 Abs. 1 

und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Auf den vorstehenden anteiligen 

Betrag des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden bzw, auszugeben 

sind, sofern eine Anrechnung gesetzlich geboten ist. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Ein­ 

zelheiten der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital, des In­ 

halts der Aktienrechte und der jeweiligen Aktienausgabe festzulegen. 

5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um Euro 1.000.000,00 durch Ausgabe von bis 

zu 1.000.000 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
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2019). Das Bedingte Kapital 2019 dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die 

aufgrund der Ermächtigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 9. Juli 2019 ge­ 

mäß TOP 5 lit. a) gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Be­ 

zug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt 

jeweils zu dem Ausgabebetrag, der in der ordentlichen Hauptversammlung vom 9. Juli 

2019 gemäß TOP 5 lit. a) cc) als Ausübungspreis festgelegt worden ist; § 9 Abs. 1 

Aktiengesetz bleibt unberührt. Die neuen Aktien sind für jedes Geschäftsjahr gewinn­ 

berechtigt, für das die ordentliche Hauptversammlung zum Zeitpunkt der Ausgabe der 

Aktien noch nicht über die Gewinnverwendung beschlossen hat. Der Vorstand ist er­ 

mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der bedingten 

Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Soweit der Vorstand selbet be­ 

troffen ist, wird der Aufsichtsrat allein ermächtigt. 

6. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um Euro 4.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

4.000.000 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2018/1), Das Bedingte Kapital 2018/1 dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die 

aufgrund der Ermächtigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 7. Juli 2017 gemäß 

TOP 5 lit. a) gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug 

von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt jeweils zu 

dem Ausgabebetrag, der in der ordentlichen Hauptversammlung vom 7. Juli 2017 gemäß 

TOP 5 lit. a) cc) als Ausübungspreis festgelegt worden Ist;§ 9 Abs. 1 Aktiengesetz bleibt 

unberührt. Die neuen Aktien sind für jedes Geschäftsjahr gewinnberechtigt, für das die 

ordentliche Hauptversammlung zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien noch nicht über 

die Gewinnverwendung beschlossen hat. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer 

Durchführung festzulegen. Soweit der Vorstand selbst betroffen ist, wird der Aufsichtsrat 

allein ennächtigt. 

7.. Das bedingte Kapital 2018/11 beträgt nach Ausgabe von Bezugsaktien noch EUR 

14.958.370,00. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von Schuldver­ 

schreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm­ 

lung vom 5. Juli 2018 unter Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben werden. Dabei 

wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt wie, 

1. die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder 

von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesell­ 

schaft oder ihr· nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der 

Hauptversammlung vom 5. Juli 2018 gefassten Ermächtigungsbeschlusses 

bis zum 4. Juli 2023 ausgegeben wurden, von Ihrem Umtausch- oder Be­ 

zugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Um­ 

tausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2018/11 zu bedie­ 

nen, oder 
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II. die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Options· 

schuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Kon­ 

zernunternehmen aufgrund des in der vom 5. Juli 2018 gefassten Ermächti­ 

gungsbeschlusses bis zum 4. Juli 2023 ausgegeben wurden, ihre Pflicht zum 

Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. 

Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2018/ll zu bedienen. 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbe­ 

schlusses der Hauptversammlung vom 5. Juli 2018 unter Tagesordnungspunkt 7, 

d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der 

Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Börsenhandelstagen vor der 

Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe der Schuldverschreibungen 

unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der 

vorgenannten Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 lit. h) bestimmten 

Verwässerungsschutzregeln. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem je­ 

weiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2018/11 

abzuändern. 

8 (aufgehoben) 

9. Das bedingte Kapital V beträgt nach Ausgabe von Bezugsaktien noch EUR 

37.362,00. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 

Inhaber von Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlungsausübung Verpflichteten 

aus Wandelanleihen, die von der Gesellschaft oder von einer Konzerngesellschaft 

der Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder 

mittelbar zu mehr als 50 % beteiligt ist, aufgrund der Ermächtigung des Vorstands 

durch Hauptversammlungsbeschluss vom 20. Juni 2016 ausgegeben oder 

garantiert werden, von ihren Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit 

sie zur Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen und 

soweit das bedingte Kapital nach Maßgabe der Wandelanleihebedingungen zur 

Gewährung von Aktien zur Bedienung der Wandelrechte und/oder -pflichten 

benötigt wird. Die Ausgabe neuer Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 

vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden 

Wandlungsprels. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an am Gewinn teil, für 

das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Ein­ 

zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 
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§5 

Namensaktien 

1. Die Aktien lauten auf den Namen. 

2. Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung In das Aktienregister die ge­ 

setzlich vorgeschriebenen Angaben zu machen; E-Mailadressen und ihre jeweili­ 

gen Änderungen sollen zur Erleichterung der Kommunikation angegeben werden. 

Mitzuteilen ist ferner, inwieweit die Aktien demjenigen, der als Inhaber im 

Aktienregister eingetragen werden soll, gehören. 

§6 

Vorstand, Zusammensetzung und Geschäftsführung 

1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Die 

Zahl der Mitglieder bestimmt der Aufsichtsrat, 

2. Der Vorstand hat die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der 

Satzung und - soweit vorhanden - der Geschäftsordnung sowie des 

Geschäftsverteilungsplans zu führen. Eine Geschäftsordnung sowie ein 

Geschäftsverteilungsplan des Vorstands werden vom Aufsichtsrat erlassen. 

3. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder des Vorstands 

gefasst, soweit nicht das Gesetz zwingend eine größere Stimmenmehrheit vorschreibt. 

Besteht der Vorstand aus zwei Mitgliedern, ist er beschlussfähig, wenn beide Mitglieder 

anwesend sind. Ein aus mehr als zwei Mitgliedern bestehender Vorstand ist 

beschlussfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. Sofern der 

Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern besteht, gibt die Stimme des Vorsitzenden bei 

Stimmengleichheit den Ausschlag. Beschlüsse können auch im Umlaufverfahren 

(schriftlich, telegrafisch, fernkopiert oder fernmündlich) gefasst werden. 

§ 7 

Vertretung 

·1. Die Gesellschaft wird durch ein oder mehrere Vorstandsmitglieder gesetzlich 

vertreten. Hat die Gesellschaft ein Vorstandsmitglied, wird die Gesellschaft durch ein 

Vorstandsmitglied gesetzlich vertreten, Hat die Gesellschaft zwei oder mehrere Vor~ 

standsmitglieder, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch 

ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. 

Der Aufsichtsrat kann Mitgliedern des Vorstandes Einzelvertretungsbefugnis erteilen 

und sie von dem Verbot, Rechtsgeschäfte im Namen der Gesellschaft und 

gleichzeitig als Vertreter eines Dritten abzuschließen, befreien. 
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2. Der Aufsichtsrat hat in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluss 

anzuordnen, dass bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner Zustimmung 

vorgenommen werden dürfen. 

§ 8 

Aufsichtsrat; Zusammensetzung, Amtsdauer 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Personen. 

2. Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne der von lhr zu wählenden 
Aufsichtsratsmitglieder oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren Zeitraum beschließt, 
werden die Aufsichtsratsmitglieder längstens für die Zeit bis zur Beendrgung der 
Hauptversammlung gewählt, die ober die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 
Beginn der Amtszeit beschließt. Dabei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf 
seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt nur für den Rest der Amtszeit des 
ausgeschiedenen Mitglieds. Für den Fall, dass sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrates vor 
Ablauf ihrer Amtszeit ausscheiden, ohne dass für einzelne ausgeschiedene 
Aufsichtsratsmitglieder bereits ein Nachfolger gewählt wurde, ist die Wahl der neu zu 
wählenden Aufsichtsratsmitglieder auch für eine andere Laufzeit, als die Restlaufzeit der 
ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieder möglich. 

3. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt ohne Einhaltung einer Frist niederlegen, wenn 
ein wichtiger Grund besteht Sofern für die Amtsniederlegung kein wichtiger Grund besteht, ist 
eine Frist von drei Wochen einzuhalten. Die Amtsniederlegung erfolgt durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats. 

4. Abweichend von der Regelung in § 11 Abs. 7 dieser Satzung bedarf der Beschluss der 
Hauptversammlung, durch den Mitglieder des Aufsichtsrates vor Ablauf derAmtszeit abberufen 
werden, einer Mehrheit, die mindestens drl;)l Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst 

§9 

Aufsichtsrat; Vorsitzender, Einberufung, 

Beschlussfassung, Satzungsänderungen 

1. Der Aufsichtsrat wählt in seiner ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen 

Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für die Amtszeit der Gewählten. 

Der Stellvertreter hat die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats wenn 
' 

dieser an der Amtsausübung verhindert ist. Scheiden der Vorsitzende oder seine Stell- 

vertreter vorzeitig aus dem Amt, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die 

restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

2. Der Aufsichtsrat muss mindestens zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. 

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner 

Verhinderung durch seinen Stellvertreter, mündlich, fernmündlich, schrlftlich, fern­ 

kopiert oder telegrafisch einberufen. 

3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an der Beschluss­ 

fassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn 

es sich der Stimme enthält. Abwesende Mitglieder können dadurch an der Beschluss­ 

fassung teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch ein anderes Mitglied vor­ 

legen lassen, Der Aufsichtsrat beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
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soweit nicht gesetzlich oder in dieser Satzung etwas anderes bestimmt ist. Ergibt eine 

Abstimmung Stimmengleichheit, hat jedes Mitglied des Aufsichtsrates das Recht, eine 

erneute Abstimmung über denselben Gegenstand zu verlangen. Ergibt auch sie Stim­ 

mengleichheit, hat der Vorsitzende zwei Stimmen. Absatz 3 Satz 2 dieses § 9 ist auch 

auf die Abgabe der zweiten Stimme anzuwenden, 

4. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Der Vor­ 

sitzende bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und die Art der 

Abstimmung. Der Aufsichtsrat kann In seiner Geschäftsordnung vorsehen, dass 

eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse durch schriftli­ 

che, telegrafische, fernmündliche, fernkopierte, fernschrlttliche oder andere ver­ 

gleichbare Formen der Beschlussfassung, insbesondere auch durch Videokonfe­ 

renzen, zulässig ist. 

5. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 

dem Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen au­ 

ßerhalb von Sitzungen ist die Niederschrift vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu 

unterzeichnen und unverzüglich allen Mitgliedern zuzuleiten. 

6. Der Vorsitzende ist ermächtigt, Im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung 

der Beschlüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und an den Auf­ 

sichtsrat gerichtete Erklärungen in Empfang zu nehmen. 

7. Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung be­ 

treffen, zu beschließen. 

§ 10 

Aufsichtsrat; Vergütung 

1. Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird durch die Hauptversammlung 
bewilligt. 

2. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die baren Auslagen. Die 

Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des 
Aufsichtsrats berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in 
Rechnung zu stellen, und dieses Recht ausüben. 
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§ 11 

Hauptversammlung; Ort und Einberufung, Abstimmung 

1. Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate nach 

Ablauf eines jeden Geschäftsjahres statt. Zu den Gegenständen ihrer Tagesord­ 

nung gehören insbesondere: 

a) Vorlage und Erläuterung des Jahresabschlusses, des Geschäftsberichts, des 

Berichts des Aufsichtsrats und des Vorschlags des Vorstandes für die 

Gewinnverwendung; 

b) ggf. Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses; 

c) Beschlussfassung über die Gewinnverwendung; 

d) Beschlussfassung über die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat; 

e) ggf. Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern; 

f) ggf. Wahl des Abschlussprüfers. 

2, Eine außerordentliche Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn nach Gesetz 

oder Satzung eine Beschlussfassung der Hauptversammlung erforderlich ist oder 

das Wohl der Gesellschaft eine Einberufung notwendig macht, Ferner ist eine au­ 

ßerordentliche Hauptversammlung einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile 

allein oder zusammen mindestens dem zwanzigsten Teil des Grundkapitals ent­ 

sprechen, dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. 

3. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand einberufen, Das auf Gesetz be­ 

ruhende Recht anderer Personen, die Hauptversammlung einzuberufen, bleibt un­ 

berührt. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem anderen 

Ort im Rhein-Neckar-Kreis oder an einem deutschen Börsensitz statt Die Einbe­ 

rufung der Hauptversammlung muss mindestens dreißig Tage vor dem Tag erfol­ 

gen, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionäre zur Hauptversammlung anzumelden 

haben, und im elektronischen Bundesanzeiger bekannt gemacht werden; dabei 

werden der Tag der Bekanntmachung und der letzte Anmeldetag nicht mitgerech­ 

net, 

3a Der Vorstand ist bis zum 31. Mai 2028 ermächtigt vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). 

4. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen und rechtzeitig 

angemeldet sind. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung 
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hierfür mitgeteilten Adresse in Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder englischer 

Sprache spätestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag 

des Zugangs nicht mitzurechnen ist. In der Einberufung können weitere Sprachen, in 

denen die Anmeldung verfasst sein kann, zugelassen werden. In der Einberufung 

kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für die Anmeldung vorgesehen 

werden. Die Einzelheiten der Anmeldung werden zusammen mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht. Der Vorstand ist ermächtigt 

vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne 

Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und 

sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 

elektronischer Kommunikation ausüben können. 

5. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Sind Aktien nicht voll eingezahlt, beginnt das 

Stimmrecht, sobald die gesetzliche Mindesteinlage geleistet ist. 

6. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Bevollmächtigt der 

Aktionär mehr als eine Person, so wird die Gesellschaft lediglich die ihr zuerst zu­ 

gegangene Vollmacht berücksichtigen und nachfolgende Vollmachten zurückwei­ 

sen. Für die Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der Bevollmächtigung ist 

die Textform ausreichend. Die Vollmacht kann auch durch Erklärung gegenüber der 

Gesellschaft mittels Telekopie oder auf elektronischem Weg erteilt werden. Der 

Vorstand ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Stimmausübung von Aktionären, 

auch ohne deren Teilnahme an der Versammlung, schriftlich oder im Wege elekt- 

. ronischer Kommunikation zuzulassen. 

7. Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit diese Satzung nicht im Einzel­ 

fall etwas anderes anordnet oder zwingende gesetzliche Vorschriften entgegen­ 

stehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst und, sofern das 

Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der ein­ 

fachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

8. Wahlen erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Wird bei einer Wahl im ersten 

Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet eine weitere 

Wahl unter den Personen statt, auf die die beiden höchsten Stimmzahlen entfallen 

sind. Bei dieser weiteren Wahl entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei 

Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden der Hauptversammlung zu 

ziehende Los. 

9. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, im 

Fall seiner Verhinderung oder wenn er zur Übernahme des Vorsitzes in der Haupt­ 

versammlung nicht bereit ist, sein Stellvertreter. Wenn sowohl der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats als auch sein Stellvertreter verhindert oder zur Übernahme des Vor­ 

sitzes in der Hauptversammlung nicht bereit sind, wird der Vorsitzende durch die 

Hauptversammlung gewählt. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und be­ 

stimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände sowie die Art und Form der 

Abstimmung. Der Vorsitzende kann das Frage-und Rederecht der Aktionäre zeit­ 

lich angemessen beschränken; er kann insbesondere den zeitlichen Rahmen des 

Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie 

des einzelnen Rede- oder Fragebeitrags angemessen festsetzen. 
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1 O. Der Vorsitzende kann die auszugsweise oder vollständige Aufzeichnung und 

Übertragung der Hauptversammlung in Ton und Bild zulassen, ist hierzu Jedoch 

nicht verpflichtet. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die 

Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 

11. Mitglieder des Aufsichtsrats, die ihren Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik 

Deutschland haben oder sich aus wichtigem Grund im Ausland aufhalten, können 

an der Hauptversammlung per Bild- und Tonübertragung teilnehmen, 

12. Der Vorstand ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, vor der Hauptversammlung 

Auskünfte auf der Internetseite der Gesellschaft zu erteilen. Die Auskünfte müssen 

dort über mindestens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung zu­ 

gänglich sein. 

§ 12 

Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss, Konzernlagebericht 

1. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresab­ 

schluss, den Lagebericht, den Konzernabschluss sowie den Konzernlagebericht für 

das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und unverzüglich nach der Aufstellung 

dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand 

dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlunq für die 

Verwendung des Bilanzgewinns machen will. 

2, Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Konzernabschluss 

sowie den Konzernlagebericht des Vorstands und den Vorschlag für die Verwendung 

des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die 

Hauptversammlung zu berichten. Dabei hat er auch zu dem Ergebnis der Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses durch den Abschlussprüfer Stellung 

zu nehmen. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen 

des Vorstands und der Bericht des Abschlussprüfers über die Prüfung des 

Jahresabschlusses zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten, § 171 Abs, 3 S, 2 

AktG bleibt unberührt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist 

dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung 

der Hauptversammlung zu überlassen, Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluss 

nicht, so obliegt die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung. Billigt 

der Aufsichtsrat nach Prüfung den Konzernabschluss nicht, so entscheidet die 

Hauptversammlung über die Billigung. 
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§ 13 

Rücklagen 

1 Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Be­ 

träge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstel­ 

len. Dabei sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein 

Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen. 

2. Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so ist ein Fünftel des Jah­ 

resüberschusses so lange in die anderen Gewinnrücklagen einzustellen, wie die 

anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder so­ 

weit sie nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen wür­ 

den. Dabei sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein 

Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen. 

§ 14 

Gewinnverwendung 

Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie ist hier­ 

bei an den festgestellten Jahresabschluss gebunden. Die Hauptversammlung kann an­ 

stelle einer Barausschüttung eine Verwendung des Bilanzgewinns im Wege der Sach­ 

ausschüttung beschließen. 

§15 

Gründungsaufwand 

Die Gesellschaft trägt die mit ihrer Gründung verbundenen Gerlchts-, 

Gründungsprüfungs-, Notars- sowie anwaltliche und steuerliche Beratungskosten sowie 

die Kosten der Veröffentlichung bis zu einem Höchstbetrag von DM 50.000,-- zuzüglich 

gesetzlicher Umsatzsteuer. 

�o� 
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Dieser Beglaubigungsvermerk ist gemäß § 39a BeurkG elektronisch errichtet.
Er trägt daher keine Unterschrift und kein Notarsiegel.

H A G E D O R N  J O C H A M  W E I ß E R

N O T A R E  I N  H E I D E L B E R G

Langer Anger 7   69115 Heidelberg

Tel.: 06221 43545-0   Fax: 06221 43545-99

kontakt@ notare-hjw.de   www.notare-hjw.de

E L E K T R O N IS C H

B E G L A U B IG T E  A B S C H R IF T

Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung 

der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten 

(Abschrift) mit dem Papierdokument (Urschrift).

Heidelberg, den 27.06.2023

Christian Weißer
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